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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 8 

 

Stichwort: Bestehende Wohnungen besser vor Zweckentfremdung schützen 

 

Adressat:   Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg 

 

Antragsteller:  Deutscher Mieterbund Bodensee e.V. 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

1. Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert die Landesregierung und 1 

den Landtag auf, das Instrument des Verbots der Zweckentfremdung von Wohn-2 

raum zu stärken und das entsprechende Landesgesetz - Zweckentfremdungs-3 

verbots-Gesetz (ZWEWG) - zu überarbeiten. Dabei sind bekannte Regelungslü-4 

cken zu schließen. 5 

2. Die Vorgaben der EU-Verordnung 2024/1028 „über die Erhebung und den Aus-6 

tausch von Daten im Zusammenhang mit Dienstleistungen im Bereich der kurz-7 

fristigen Vermietung von Unterkünften“ - umgesetzt durch die Bundesnetzagen-8 

tur - sind zu berücksichtigen. Außerdem sind die Kommunen bei der Nutzung 9 

der gesetzlichen Registrierungspflicht von Kurzzeitvermietungen zu unterstüt-10 

zen. 11 

3. Die Landesregierung wird aufgefordert, bei der Bekämpfung von Wohnungsleer-12 

stand sowohl auf Anreize als auch auf ein praktikables Ordnungsrecht zu setzen. 13 

4. Die Landesregierung wird aufgefordert, die rechtlichen Voraussetzungen und 14 

Bedingungen für den Erlass einer kommunalen Satzung gegen die Zweckent-15 

fremdung von Wohnraum klar zu definieren und abzusenken.  16 

5. Die Landesregierung wird aufgefordert, aktiv auf den Beschluss kommunaler 17 

Satzungen gegen die Zweckentfremdung von Wohnraum hinzuwirken und das 18 

Programm „Wiedervermietungsprämie“ aus der Wohnraumoffensive BW darauf-19 

hin zu überprüfen, wie es als wirksamer Anreiz gegen Wohnungsleerstand aus-20 

gestaltet werden kann. 21 

 

 

Begründung  

 

Derzeit nutzen nur zehn Städte und Gemeinden das Instrument des Verbots der Zweckent-

fremdung von Wohnraum, um gegen die Verdrängung von Mieterinnen und Mietern durch tou-

ristische Kurzzeitvermietungen vorzugehen. Dieses Problem stellt sich jedoch in vielen andern 

Kommunen des Landes. Viele Städte und Gemeinden wenden dieses Instrument nicht an, weil 

sie den hohen Aufwand für die Begründung und die Umsetzung fürchten.  
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Der Zensus 2022 hat im ganzen Land eine deutlich höhere Anzahl an leerstehenden Wohnun-

gen ermittelt als bislang angenommen wurde. Die Hälfte dieses Wohnungsleerstands gilt als 

nicht marktaktiv. Diese Wohnungen stehen dauerhaft leer. 

Im Koalitionsvertrag „Verantwortung fürs Land“ wird das Instrument des Zweckentfremdungs-

verbots jedoch mit keinem Wort erwähnt, sondern nur die Bedeutung von Anreizen gegen den 

Wohnungsleerstand betont. Konkrete Vorschläge, wie diese wirksam ausgestaltet werden 

können, machen die Regierungsparteien dagegen nicht. 

Satzungen gegen die Zweckentfremdung von Wohnraum können insbesondere touristisch ge-

prägten Kommunen helfen, unerwünschte Wirkungen des Tourismus auf die Einwohnerstruk-

tur zu vermieden. Daher haben bereits erste kleinere Kommunen wie Bodman-Ludwigshafen 

oder Sipplingen dieses Instrument angewandt. Um die Umsetzung für diese Gemeinden zu 

erleichtern, ist ein Wechsel in der Haltung der Landesregierung zum Zweckentfremdungsver-

bot erforderlich. Das zuständige Ministerium sollte dessen Anwendung nicht länger bekämp-

fen, sondern aktiv fördern und den Kommunen wirksame Hilfestellungen dafür in die Hand 

geben.  

Die EU-Verordnung 2024/1028 fordert von den Mitgliedsstaaten die Einrichtung einer „daten-

schutzkonformen digitale Infrastruktur, über die Daten zu Kurzzeitvermietungen erhoben und 

ausgetauscht sowie die Rechtmäßigkeit der Vermietungsangebote geprüft werden können.“ 

Damit reagiert die EU auf das Problem, dass Portal-Anbieter bei der Durchsetzung rechtlicher 

Regelungen bislang nicht sehr kooperativ waren. Die Landesregierung ist gefordert, mit dieser 

Vorgabe Kommunen bei der Zurückdrängung von gewerblicher Kurzzeitvermietung zu unter-

stützen.   

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


